
waltet, wırd AÄAutonomıie häufig als Privileg uneingeschränkter, Die Oftentlichkeit sollte erkennen, daß die Zielsetzungen der
nkontrollierter und unverantworteter Machtausübung politisch Hochschulreform nıcht allein durch finanziellen Aus-

mißbraucht bau, durch Neue Hochschulgesetze und durch veränderte Organı-
Während Inan die jJahrelange ftentlicheDiskussion gEeSETZ- sationsformen erreichen siınd sondern daß das alles 1U Zun-

lichen Regelung der Mitbestimmung i Wırtschaft und Arbeits- g Voraussetzungen schaffen kann für die angestrebte Retorm
elt durch wıssenschaftliche Untersuchungen der einschlägigen VO!] Wiıissenschaft und Hochschule Deutschland Daran ”ZU-

wirken 1ST Aufgabe aller, nıcht 1Ur der akademischen LehrerProbleme objektivieren versucht, haben CIN1SC Länder
schulgesetze verabschiedet, ı denen entscheidende Regelungen un: Studenten. Dıiıe Ziele erreichen ı151 VO:  —$ größter Bedeutung
auf politischen Schlagworten beruhen, die nıemals NST- für iÜsere Zukunft
haften kritischen Prüfung unterzogen worden SIN Sofern noch
nıcht ausrei  end geprüfte Bestimmungen als Experiment BCs
rechtfertigt wurden, vermißt INa  ' deren autende Kontrolle — Fragen der betrieblichen
W1C die öftentliche Rechenschaft der Verantwortlichen, 16 -
WwWEeIlIt die Versuche eglückt oder fehlgeschlagen siınd Berufsausbildung
— Während anderen Berei  en des sozıalen Lebens INITt echt
Tabus abgebaut und mehr Transparenz gefordert wırd tabui- Die Reform der Berufsausbildung schulischen und etrieb-

lıchen Bereich wırd zunehmen. als Aufgabe erkannt, wobei dieINa  - den Hochschulen jede Aktivität, die den Begriff Berufsausbildung als gleichrangig MI1ItTt den anderen Bildungsgän-„wissenschaftlıch“ für sich Anspruch y und stellt die
Forderung nach öftentlicher Kritik und Kontrolle des CISCNCN SCHh werden mu{(ß Jedoch wırd häufıg der bildungs-
Verhaltens als Angrift auf die Freiheit des eistes und der Per- politischen Diskussion die eigentliche betriebliche Ausbildung

vernachlässigt, obwohl 1er Miıllionen JUungser Menschen 1sönlichkeit hin Einzelne Gruppen mißbrauchen das Ansehen Industrie, Handwerk kaufmännischen un Verwaltungsberufender Wissenschaft und die Garantıen des Artıkels des Grund-
ZUr politischen Agıtatıon unsere gesellschaftliche ıhre Ausbildungszeit ableisten Aus diesem Grunde scheint

un staatliche Ordnung uns wiıchtig, auch diesem Bereich der Ausbildung besondere
Beachtung chenkenAngesichts dieser Entwicklung ‚ Ordert das Zentralkomitee der

deutschen Katholiken, daß die folgenden Grundsätze, die als Am dualen System der Berufsausbildung Betrieb und Schule
selbstverständlich gelten sollten, auch den deutschen soll grundsätzlıch festgehalten werden Jedoch siınd beiden

Berei  en staändig Retormen notwendiıg Insbesondere sınd 1NEUEschulen wieder uneingeschränkte Beachtung finden
Welche Bedeutung die Hochschulen für die Gesellschaft haben Formen der Zusammenarbeıit zwischen Betrieb bzw überbe-

trieblichen Ausbildungsstätten und berufsbildendem Schulwesenun W as S1C iıhr schulden, arüber kann nıcht allein 1Ne SOßCc- erforderlich, W 16 S1C sıch bereits Ansätzen und Versuchen VOT-
annte hochschulinterne, sondern muß etztlich die allgemeine
politische Oftentlichkeit entscheiden S1ie wird ersier Lıinıe finden (Blockunterricht, Berufsgrundbildungsjahr, integrierte
reDraseNTtTIert durch die Parlamente des Bundes und der Länder Sekundarstufe 11 UuSsW.)

Das Verhältnis zwıschen praktischer un: theoretischer, betrieb-Die notwendige Selbstkontrolle der Wissenschaft Forschung
und Lehre rechtfertigt keiner Weıse, Stellung und Funk- licher un: schulischer Ausbildung den vers  1edenen Beruts-
L10N der Wiıssenschaft selbst der Kontrolle durch diıe gewählten eldern bedarf dringend Neuregelung aufgrund W1S55SCH-

chaftliıcher Untersuchungen und praktischer Erfahrung AusOrgane des n Volkes und durch die demokratisch legiti-
mMiLerte staatliche Fxekutive entziehen Modellversuchen Zu den Fragen des berufsbildenden Schul-

Studentinnen und Studenten, die führende Stellungen Le- w esens wırd sıch das Zentralkomitee der deutschen Katholiken
gyesondert außernben freiheitlich-demokratischer Staaten und deren Gesellschaft

bekleiden sollen, Hochschulen vorfinden, deren Ordnung etormen dürten nicht allein dxe Aufgabe haben, qualifizierte
die Grundsätze der Verfassung nl: ständig Frage stellt und Arbeitskräfte heranzubilden Vielmehr haben S16 den der

überwinden sucht, sondern siıch M1t ihnen 1 voller Überein- Berufsausbildung stehenden Jungen Menschen größere Möglıch-
e befindet Das widerspricht nıcht der notwendıgen keiten persönlicher Entfaltung Beruft und Gesellschaft und
Ausbildung wiıssenschaftlich-kritischer Fähigkeit des einzel- damıt auch größeren Spielraum tür ıhre und be-
nen Ebensowenig widerspricht der Freiheit der Wissenschaft- rufliche Mobilität erschließen Dies gilt iınsbesondere auch

tür eiNe stärkere Berücksichtigung der Chancengleichheit bei derten, sondern gehört vielmehr deren Voraussetzungen, daß
politischem Radıikalismus und verfassungsfeindlichen Bestrebun- Berufsausbildung der Mädchen und Frauen
SCH den Hochschulen gleicher Weiıse entgegengetreten erd Die Situation 1ST den Ausbildungsgängen der verschiedenen
WI1e öffentlichen Leben Wirtschafts- und Berufszweige differenziert, daß siıch SCNCTIA-

Hochschulgesetze und Hochschulsatzungen dürten nıcht Ver- lisıerende Urteile über Qualität un!: Reformen der Ausbildung
hältnisse begünstigen, die Forschende, Lehrende und Lernende verbieten Es lassen siıch jedoch CINISC Grundsätze aufstellen,

die für alle Auszubildenden gelten sollendazu ZWINgCN, sıch die notwendigen Voraussetzungen für ihre
Arbeit radıkale Obstruktion en erkämpfen Dıie betriebliche Berufsausbildung INIL ıhrer Verbindung VO

INuUussen Der Staat mufß Pflicht, für Forschung, Bildung Arbeit un: Bildung, MITL ıhrem Lernen Betrieb und er
und Ausbildung SOrSCIL, auch dadurch realisıeren, da{fß die Lernen der Welr der Erwa  senen MI ihren Kontakten un
erforderlichen Einrichtungen VOrTr Mißbhbrauch schützt, damıt SIC Konflikten, hat ıhrer Bedeutung und Wıchtigkeit nl  ts C111-

VO einzelnen, unangefochten VO physischem und psychischem gebüßt In der betrieblichen Berufsausbildung wırd der Auszu-
Druck SENUTZLT werden können er muß der Hochschule bildende, sC1 der Ausbildungswerkstatt, SC der Pro-
ohne jede Einschränkung den vollen Schutz SC1NCT staatsbürger- uktion, MI Ernstsituation konfrontiert, die Motiva-
lıchen Rechte und Freiheiten genießen LLON un Anreız verantwortlicher Ausübung VO  $ Aufgaben

Di1e zuständigen und verantwortlichen Politiker und Beamten vermittelt In ihr SETZT eın echnisch ökonomischer W 16 e1in —-

INUusSsen ıhr echt ZUur Kontrolle auch als ihre Pflicht erkennen zialer un! kultureller Proze{iß C1IMN, dessen Verlauf das Stan-

dige Eingehen auf sıch wandelnde wirtschaftliche Umstruktu-und davon den notwendigen Gebrauch machen Sıe dürfen Ent-
scheidungen, die ihnen zukommen, nıcht Berufung auf dıe rierungen schnell und tolgerichtig gefordert 1ST un ermöglıcht
Sonderstellung der Wissenschaft und-deren Autonomie AUSWO1- wiıird
chen und die krisenhaften Entwicklungen den Haochschulen Eıne Reihe VO!] Berufsbildern der ZUr e1it noch über 500
wWeıter treiben lassen Ebenso INUuSsSeN alle diejenigen, die der anerkannten Lehrberufe wırd den sich schnell wandelnden Er-
Universität Verantwortung tragen, ıhre Rechte auch als Pflich- fordernissen der gegenwartıgen un zukünftigen Produktion
ten verstehen und Dienstleistungen nıcht mehr gerecht Dıie deren Stelle
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tretenden Ausbildungsordnungen nach dem Berufsbildungsge- Kollegen unterbunden und der Betriebsleitung geholfen werden,
SEeitZz mussen die betriebliche Wirklichkeit stärker berücksichtigen Intentionen für eine gyute Berufsausbildung verwirklichen.
und dem einzelnen Auszubildenden den berutlichen Ausbil- Die Eltern haben die Mıtverantwortung für ihre 1n der Be-
dungsweg öffnen, der für ıhn auch die Chancen des Wechsels rufsausbildung stehenden Kinder. Sıe siınd berechtigt und VOI-
und des Aufstiegs (Mobilıität) enthält. Dıiıe Durchsetzung des pflichtet, siıch INteNS1LV die betriebliche Berufsausbildung iıhrer
Stufenprinziıps wiırd dabei wertvolle J1enste eisten. Kinder kümmern. Betrieb, Berutsschule w ıe alle gesellschaft-Fehlentwicklungen können 1Ur vermijeden werden, wenn dıe liıchen Kräfte, auch die Kirchen, sollen sich bemühen, den Eltern
wissenschaftlıche Forschung bei der Entwicklung und Anpassung durch Orientierungshilfen Wege der Mıtwirkung zeıgen.
VO]  - Ausbildungsordnungen AauSgeSTatteL wird, daß s$1e 1n -
SEMESSCHNCI eit praktische Ergebnisse vorlegen kann Be1 den VO: der Berutfsausbildung Betroftenen (Auszubilden-

der, Ausbilder, Eltern) 1St das Bewußftsein weıthın noch nıchtBe1i den Krıter:en für dıe Eıgnung eines Betriebes wird INa genügend ausgepragt, da{fß eın Ausbildungsvertrag miıt wwechsel-allgemein wenıgstens ıne negatıve Abgrenzung vornehmen seitıgen Rechten UN Pflichten vorliegt. Dieses Bewufßtsein mufß
mussen (z Mangel technis:  er Ausstattung, geringe
Ausbildungsbreite uSW.). Dıiıe ammern mussen ihre Aufsichts- geweckt und entfaltet werden. Dem heute partnerschaftliıch VeI-

standenen Ausbildungsverhältnis entsprechend, mussen euepflicht 1n diesem Punkt csehr nehmen. Dazu bedart ıhrer Möglıchkeiten der Selbstkontrolle und der Entfaltung eıgenerentsprechenden personellen Ausstattung. Zu ordern 1St eine Inıtiatıven und Aktivitäiten für den Jugendlichen erschlossenmöglichst chnelle Festlegung der Eıgnung der Ausbildungsstät- werden.
ten 1n den berufsspezifischen Ausbildungsordnungen (Änderung
$ DD des Berufsbildungsgesetzes). Überbetriebliche Aus- Die Probleme der Kosten und Fınanzıerung der betrieblichen
bildungsstätten und -malsnahmen mussen vermehrt angeboten Ausbildung werden heute sowohl AUS der Sicht der Auszubilden-
werden, insbesondere 1 Interesse der Jugendlichen, dıe ın den WwW1e der Betriebe estark diskutiert. Das Zentralkomitee der
Kleın- und Mittelbetrieben ıhre Ausbildung absolvieren. deutschen Katholiken ‚y daß bald nach der Vorlage der

Das Berufsbildungsgesetz definiert und präzisliert die Auf- Ergebnisse der VO: der Bundesregierung eingesetzten Sachver-
ständıgen-Kommissıon Z Untersuchung dieses Problemkreisesgaben des ımm Betrieb Ausbildenden. Dıie Effizienz der etrieb-
NECUEC Vorstellungen ber dıe Gestaltung der Fınanzıerung eNt-liıchen Ausbildung hängt entscheidend davon ab, ob gelingt,

genügend entsprechend qualifizierte Ausbilder finden Die wickelt werden. Es wird sıch gegebener eıt dieser Dıs-
achliche und pädagogische Befähigung der Ausbilder wiıird 1n kussıion beteiligen.
naher Zukunft erfreulicherweise durch das Berufsbildungsgesetz Wiährend 1n der Regel die Betriebe Träger der Berutsaus-
un entsprechende Rechtsverordnungen geregelt. Wiıchtig bildung sınd, sınd die Kammern die laut Gesetz „zuständıge
scheint arüber hiıinaus ber auch eine ständige achliche nd te Die 1n dieser Regelung verwirklichte Selbstverwaltung
pädagogische Fortbildung der Ausbilder. wırd Umständen miıt der Gefahr der 1n der Sache lıegen-

Auszubildende und Ausbildende bedürten der ständiıgen Be- den Interesengebundenheit erkauft. Dıie Überwachung der Be-
ratung; eshalb mu{fß dıe Zahl der Ausbildungsberater erheblich rufsausbildung muß daher von einem kooperativen UOrgan wahr-
vergrößert werden. Ihre Stellung als Vertrauensmann der Aus- ewerden, dem alle Betroftenen (Unternehmer, Ar-
zubildenden 1St auszubauen. Die bei der Tätigkeit der Ausbil- beitnehmer, Auszubildende, Eltern und Berufsschule) beteiligt
dungsberater auttretenden Fragen sollten 1n den Berufsbildungs- sind (z Arbeitskammer oder eiıne „Bundesanstalt für Arbeıt
ausschüssen behandelt werden. und Berufsbildung“ oder erweıterte usschüsse der Kammern).

Die Regelung der betrieblichen Jugendvertretung 1 14 Reformen der Berufsausbildung ollten auf der Basıs ob-
Betriebsverfassungsgesetz stellt eıne begrüßenswerte Verbesse- jektivierender Sachlichkeit durchgeführt werden. Von der Ar-
rung der bisherigen Verhältnisse dar, auch W C111 die einzelnen e1it des neugeschaftenen Bundesinstituts 1n Berlin dart
„Kann- un Soll-Bestimmungen“ nıcht alle Wünsche hınsıchtlich werden, da{ß Regierungsmaßnahmen durch Forschung und Ent-
der Verbindlichkeit der Mitsprache Jugendlicher 1mMm Betriebsrat wicklungsarbeıit sachgerecht vorbereitet und eine gzute Koordt-
ertüllen. Durch den Betriebsrat sollte VOTr allem die nıcht selten nıerung und Kooperatıon aller der Berufsbildung beteiligten

beobachtende Ausnutzung der Auszubildenden auch durch gesellschaftlichen Kräfte ZUT Voraussetzung gemacht werden.

Länderberichte

Die ka.tholischen Schulen 1n den USA
Am März wurde 1n Washington eın langerwarteter Der Kommissionsbericht oipfelt 1n der Empfehlung
Untersuchungsbericht veröffentlicht, den Präsident den Präsiıdenten, die Regierung solle „schnell un
Nıxon bereıits 1mM April 1970 1in Auftrag gegeben hatte. überlegen, Ww1e zusätzliche un wirkungsvollere Formen
ıne 18köpfige Kommissıon, dıe MI1t der Ausarbeitung der Hıiılfe nıchtöftentliche Schulen vergeben werden

könnten“. Der Spielraum 1St. allerdings sehr begrenzt, dabeauftragt Wafl, sollte Vorschläge für die zukünftige Stel-
lung und Fınanzıerung privater Schulen machen. Immer oberste Gerichtsurteile die Möglichkeiten staatlıcher
wieder WTr seıtens der Regierung auf den März 19/2 als Hılte für prıvate Schulen sehr einschränken. hne gyrofße
wichtiges Datum für Maßnahmen 1m Bereıich des Prıvat- Schwierigkeiten lasse siıch lediglich Unterstützung für
schulwesens verwıesen worden. Durch ıne Reihe Oraus- Schulspeisung, Gesundheıitsdienste, dıe UÜbernahme der

Lehrbücherkosten un des Schülertransports durchsetzen.SCHANSCHCI Entscheidungen jedoch verlor das Jetzt VOI-

liegende Dokument 1e] VO seiner Bedeutung. Das Pro- Weitergehende Mafßnahmen, WwW1e€e Steuererleichterungen,
blem celbst 1aber 1St weiterhin hoch aktuell und dürfte Schulgelderstattung, Stipendien für Bedürftige un „glei-
auch 1mM Wahlkampf ıne wichtıige Rolle spielen. che Beteiligung der Privatschulen jeder Art VO Bun-
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